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Bonn, den 22. Februar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Geld- und 
Sachbezüge und die Heilfürsorge der Soldaten, 
die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
leisten (Wehrsoldgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 170. Sitzung am 25. Januar 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf, 
wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. Im übrigen hat der 
Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. B 1 ü c h e r 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Geld- und Sachbezüge und die Heilfürsorge der Soldaten, 
die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten 
( W ehrsoldgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Allgemeine Vorschrift 

(1) Soldaten, die auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst leisten, erhalten während 
der Dauer ihrer Dienstzeit 

Wehrsold, 

Verpflegung, 

Unterkunft, 

Dienstbekleidung und 
Heilfürsorge 

nach den §§ 2 bis 6. Im übrigen dürfen Zu- 
lagen und Zuwendungen gewährt werden, 
wenn der Haushaltsplan Mittel hierfür zur 
Verfügung stellt. 

(2) Der Anspruch auf die in Absatz 1 ge- 
nannten Bezüge steht den Soldaten vom Tage 
des Dienstantritts bis zur Beendigung des 
Wehrdienstes (§ 28 des Wehrpflichtgesetzes) 
zu. Uber diesen Zeitpunkt hinaus können die 
Bezüge weitergewährt werden, solange sich 
der aus dem Wehrdienst Entlassene in statio- 
närer truppenärztlicher Behandlung befindet. 
Der Anspruch auf die Bezüge endet ferner mit 
dem Entstehen des Anspruchs auf Dienst- 
bezüge eines Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit. 

(3) Bleibt der Soldat ohne Genehmigung 
schuldhaft dem Dienst fern, so verliert er für 
die Zeit des Fernbleibens den Anspruch auf 
die Bezüge. Das Gleiche gilt für die Dauer 
des Vollzuges einer Freiheitsstrafe, sofern sie 


nicht von Behörden der Bundeswehr vollzogen 
wird. 

§2 

Wehrsold 

(1) Die Höhe des Wehrsoldes richtet sich 
nach der als Anlage beigefügten Tabelle. 

(2) Der Wehrsold ist für die Dauer einer 
von dem Soldaten vorsätzlich verursachten 
Dienstunfähigkeit und während des Vollzuges 
einer Freiheitsstrafe durch Behörden der Bun- 
deswehr um fünfzig vom Hundert zu kürzen. 

(3) Der Wehrsold wird halbmonatlich im 
voraus gezahlt. 

§ 3 

Verpflegung 

Die Verpflegung wird als Gemeinschafts- 
verpflegung unentgeltlich bereitgestellt. Für 
die Tage, an denen der Soldat von der Teil- 
nahme an der Gemeinschaftsverpflegung be- 
freit ist, wird ihm Verpflegungsgeld gewährt, 
dessen Höhe sich nach dem im Bundeshaus- 
halt für die Truppenverpflegung in Ansatz 
gebrachten Werte richtet. Satz 2 gilt nicht, 
wenn eine Entschädigung für Verpflegung 
nach den reisekostenrechtlichen Vorschriften 
gewährt wird. 

§4 

Unterkunft 

Die Unterkunft wird unentgeltlich bereit- 
gestellt. Ein Entgelt für die Inanspruchnahme 
anderer Unterkunft wird nicht gezahlt. Die 
Abfindung nach den reis ekosten rechtlichen 
Vorschriften wird hierdurch nicht berührt. 


2 



§ 5 

Dienstbekleidung 

Die Dienstbekleidung (Bekleidung und per- 
sönliche Ausrüstung) wird aus Truppenbe- 
ständen unentgeltlich bereitgestellt. Den Offi- 
zieren wird auf ihren Antrag an Stelle ein- 
zelner Bekleidungsstücke ein einmaliger Ein- 
kleidungszuschuß und eine Entschädigung für 
besondere Abnutzung der selbstbeschafften 
Bekleidung gewährt. 

§ 6 

Heilfürsorge 

Die Heilfürsorge besteht in unentgeltlicher 
truppenärztlicher Versorgung. 


§7 

V erwaltungsvorschrif ten 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen V erwaltungsvor- 
schriften werden zu den §§ 1 und 2 vom 
Bundesminister der Finanzen, zu den §§ 3 
bis 6 vom Bundesminister für Verteidigung 
im gegenseitigen Einvernehmen erlassen. 

§8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft. 


Wehrsold 

Wehrsold- _ . , Wehrsoldtages- 

gruppe Dienstgrad sat2 ; n DM 

1 

Grenadier 

2,00 

2 

Gefreiter, Obergefreiter, 
Hauptgefreiter 

2,30 

3 

Unteroffizier, Stabsunter- 
offizier 

2,50 

4 

Feldwebel, Oberfeldwebel 

2,80 

5 

Stabsfeldwebel, Oberstabs- 
feldwebel 

3,00 

6 

Leutnant 

3,50 

7 

Oberleutnant 

4,00 

8 

Hauptmann 

5,00 

9 

Major 

6,00 

10 

Oberstleutnant 

7,00 

11 

Oberst 

8,00 

12 

Brigadegeneral 

9,00 

13 

Generalmajor 

10,00 

14 

Generalleutnant 

11,00 

15 

General 

12,00 


Anlage zu § 2 


3 



Begründung 


Nach § 30 des Soldatengesetzes ist der An- 
spruch des Soldaten auf Geld- und Sachbezüge 
und auf Heilfürsorge durch besondere Ge- 
setze zu regeln. Für die Berufssoldaten und 
die Soldaten auf Zeit wird dies im Bundes- 
besoldungsgesetz geschehen. Mit dem vorlie- 
genden Entwurf soll festgelegt werden, in 
welchem Umfange ein derartiger Anspruch 
den Soldaten zusteht, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten. 

Der Entwurf geht von dem Grundgedanken 
aus, daß es dem Staate obliegt, den zur Bun- 
deswehr einberufenen Wehrpflichtigen mit 
allem auszustatten, was zur Ausübung des 
Dienstes und zu einer angemessenen Lebens- 
führung notwendig ist. Es werden deshalb in 
erster Linie die Verpflegung, die Unterkunft 
und die Dienstbekleidung unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Daneben 
wird der Wehrpflichtige auch in die freie Heil- 
fürsorge einzubeziehen sein, und es wird ihm 
außerdem ein bestimmter täglicher Geldbetrag 
(Wehrsold) zur Deckung besonderer Aus- 
gaben gewährt werden müssen. 

Zu § 1 

Hier sind zunächst die Leistungen aufgezählt, 
auf die der Wehrpflichtige einen Anspruch 
hat. 

Absatz 1 Satz 2 stellt die Rechtsgrundlage für 
die Gewährung von Zulagen und Zuwendun- 
gen dar. Es soll damit sichergestellt werden, 
daß den in Betracht kommenden Wehrpflich- 
tigen die gleichen Zulagen und Aufwandsent- 
schädigungen (z. B. Fliegerzulage) wie den 
Berufssoldaten und den Soldaten auf Zeit ge- 
währt werden können. Die Formulierung ent- 
spricht daher auch der für die Berufssoldaten 
und die Soldaten auf Zeit in § 20 des Ent- 
wurfs eines Bundesbesoldungsgesetzes — 
Drucksache 1993 — vorgesehenen Regelung. 

In den Absätzen 2 und 3 sind Beginn und Ende 
des Anspruchs auf die Bezüge festgelegt. Im 
wesentlichen ist diese Regelung von dem 
Grundsatz bestimmt, daß dem Soldaten die 
Bezüge zu gewähren sind, solange er seiner 
Wehrpflicht genügt und solange er dem 
Dienst nicht ohne eigenes Verschulden fern- 
bleibt oder fernbleiben muß. Einer Aus- 
nahmeregelung bedarf es für den Wehrpflich- 
tigen, dessen Entlassung aus dem Wehrdienst 
zwar wirksam geworden ist, der aber weiter- 
hin in stationärer truppenärztlicher Behand- 
lung bleiben muß. Ihm die Bezüge zu neh- 
men, nur weil er nicht mehr Wehrdienst 
leistet, könnte nicht vertreten werden. Ebenso 


bedarf es einer besonderen Regelung, um die 
gleichzeitige Gewährung von Bezügen nach 
diesem Gesetz und von Geld- und Sachbe- 
zügen nach dem Bundesbesoldungsgesetz an 
einen Wehrpflichtigen auszuschließen, der sich 
bereits während der Ableistung des Wehr- 
dienstes im Rechtsverhältnis eines Berufssol- 
daten oder eines Soldaten auf Zeit befindet. 

Grundsätzlich sind nach § 28 des Soldaten- 
gesetzes die Geld- und Sachbezüge während 
des Erholungsurlaubs weiterzugewähren, wäh- 
rend es nach der gleichen Vorschrift einer 
Rechtsverordnung überlassen ist, inwieweit 
die Geld- und Sachbezüge während eines Ur- 
laubs aus besonderen Anlässen zu belassen 
sind. Einer Regelung im vorliegenden Ent- 
wurf bedarf es deshalb nicht. 

Zu § 2 

Durch die Zahlung des Wehrsoldes sollen die 
Ausgaben abgegolten werden, die dem Wehr- 
pflichtigen durch die Beschaffung der für den 
täglichen Bedarf notwendigen Gegenstände 
(z. B. für die Körperpflege'! entstehen, soweit 
sie nicht aus Truppenbeständen zur Verfügung 
gestellt werden. Daneben soll der Wehrsold 
auch den Aufwand decken, der zwangsläufig 
durch das Gemeinschaftsleben in der Kaserne 
ausgelöst wird. Jedenfalls stellt der Wehrsold 
kein Leistungsentgelt dar. 

Die Regelung in Absatz 2 hat keinen Straf- 
charakter. 

Sie geht von der Überlegung aus, daß grund- 
sätzlich bei Dienstunfähigkeit der tägliche 
Aufwand geringer sein wird. Bei unverschul- 
deter Dienstunfähigkeit soll der volle Wehr- 
sold belassen werden. 

Zu §§ 3 und 4 

Diese Vorschriften knüpfen an § 18 des Sol- 
datengesetzes an. Jeweils durch Satz 3 ist 
sichergestellt, daß die Abfindung nach den 
reisekostenrechtlichen Vorschriften in jedem 
Falle den Vorrang hat. 

Zu §§ 5 und 6 

Durch diese Vorschriften wird der Wehr- 
pflichtige hinsichtlich Dienstbekleidung und 
Heilfürsorge den Berufssoldaten und den Sol- 
daten auf Zeit gleichgestellt. 

Zu § 8 

Das Inkrafttreten des Gesetzes am 1. April 
1957 ist im Hinblick auf die Planung der 
Bundesregierung, zu diesem Zeitpunkt die 
ersten Wehrpflichtigen zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes einzuberufen, notwendig. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 1 

Dem Satz 2 ist folgende Fassung zu geben: 

„Im übrigen dürfen Zulagen und Zuwendun- 
gen nur insoweit gewährt werden, als der 
Haushaltsplan Mittel hierfür zur Verfügung 
stellt.« 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des § 20 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der vom Bundes- 
tagsausschuß für Beamtenrecht angenommenen 
Fassung des Regierungentwurfs (Drucksache 
1993). 

2. Zu § 1 Abs. 2 

Dem Satz 2 ist folgende Fassung zu geben: 

„Über diesen Zeitpunkt hinaus sind die Be- 
züge weiterzugewähren, solange sich der aus 
dem Wehrdienst Entlassene in stationärer 
truppenärztlicher Behandlung befindet.« 

Begründung 

Da die in der Begründung zu § 2 des Ent- 
wurfs als Rechtfertigung für die Zahlung des 
Wehrsolds angegebenen Gründe auch für die 
Zeit einer über die Entlassung aus dem Wehr- 
dienst hinaus fortdauernden stationären trup- 
penärztlichen Behandlung fortbestehen, muß 
auch hier ein Anspruch auf den Wehrsold ge- 
währt werden. 

3. Zu § 1 Abs. 3 Satz 2 

Der Bundesrat vermag nicht einzusehen, wie- 
so die Frage des ganzen oder teilweisen Weg- 
falls des Wehrsolds verschieden geregelt wer- 
den soll, je nachdem ob die Freiheitsstrafe von 
Behörden der Bundeswehr oder von den all- 
gemeinen Strafvollzugsbehörden vollstreckt 
wird. Dies kann im Ergebnis zu einer völlig 
ungerechtfertigten unterschiedlichen Behand- 
lung der Soldaten je nach dem Umstand füh- 
ren, ob die beteiligte Landesvollstreckungs- 


behörde gemäß Artikel 6 Abs. 2 des Ent- 
wurfs eines Einführungsgesetzes zum Wehr- 
strafgesetz (Drucksache 3040) um den Vollzug 
der Strafe durch Behörden der Bundeswehr 
ersucht oder nicht. Eine solche Unterscheidung 
hinge dann weder vom Grund der Bestrafung 
ab noch ließe sie sich durch eine unterschied- 
liche Lage des Soldaten je nachdem, ob er seine 
Strafe bei der Bundeswehr oder in einer all- 
gemeinen Vollzugsanstalt verbüßt, rechtfer- 
tigen. Nach Ansicht des Bundesrates sollte da- 
her entweder die Regelung des § 1 Abs. 3 
Satz 2 (völliger Wegfall des Wehrsolds) oder 
die Regelung des § 2 Abs. 2 (Kürzung um 
50 v. H.) einheitlich auf alle Freiheitsstrafen 
ausgedehnt werden. 

4. Zu § 2 

In Absatz 2 sind die Worte „für die Dauer 
einer von dem Soldaten vorsätzlich verursach- 
ten Dienstunfähigkeit und« zu streichen. 

Begründung 

Die in der Begründung zu § 2 als Rechtfer- 
tigung für die Kürzung des Wehrsolds an- 
gezogene Erwägung, daß grundsätzlich bei 
Dienstunfähigkeit der tägliche Aufwand des 
Soldaten geringer sein werde, gilt abgesehen 
davon, daß dies zweifelhaft ist, für die Dienst- 
unfähigkeit schlechthin ohne Rücksicht darauf, 
ob sie selbst verschuldet ist oder nicht. Die 
vorgesehene Sonderregelung für die Fälle der 
vorsätzlich verursachten Dienstunfähigkeit 
trägt daher entgegen der Auffassung der Be- 
gründung doch Strafcharakter. Als Strafbe- 
stimmung ist jedoch die Regelung in der vor- 
gesehenen Form nicht haltbar, da sie nicht als 
Nebenfolge einer wegen der Verursachung 
der Dienstunfähigkeit vom Gericht verhäng- 
ten Strafe ausgestaltet ist, sondern über das 
Vorliegen der Voraussetzungen, also im Er- 
gebnis über die Strafwürdigkeit eine Verwal- 
tungsbehörde entscheiden würde. Soweit die 
vorsätzliche Herbeiführung der Dienstunfä- 



higkeit disziplinär geahndet wird, würde die 
Kürzung des Wehrsolds als zusätzliche Neben- 
strafe neben die Disziplinarstrafe treten. Eine 
solche disziplinäre Nebenstrafe wäre einmal 
nach dem Entwurf einer Wehrdisziplinar- 
ordnung, die die zulässigen Disziplinarstrafen 
abschließend festlegt, unzulässig und würde 
überdies nicht von zuständigen Disziplinar- 
vorgesetzten, sondern von einer Verwaltungs- 
behörde verhängt. Im übrigen wird bei vor- 
sätzlicher Herbeiführung der Dienstunfähig- 
keit in der Regel eine Freiheitsstrafe verhängt 
werden, so daß ohnehin die für die Freiheits- 
strafen vorgesehene Regelung eingreifen 
würde. 

5. Zu § 5 

In Satz 1 sind die Worte „aus Truppenbe- 
ständen“ zu streichen. 

Begründung 

Angleichung an die §§ 3 und 4. Gründe, die 
eine andersartige gesetzliche Regelung für die 
Dienstbekleidung rechtfertigen könnten, sind 
nicht ersichtlich. 

6, Zu § 6 

§ 6 ist folgende Fassung zu geben: 

4 6 

Heilfürsorge 

Die Heilfürsorge besteht in unentgeltlicher 
truppenärztlicher Behandlung sowie unent- 


geltlicher Lazarettbehandlung und Gewährung 
der truppenärztlich verordneten Heil- und 
Hilfsmittel.“ 

Begründung 

Anpassung an § 32 Abs. 3 des Entwurfs eines 
Bundesbesoldungsgesetzes — Drucksache 
1993 — in der vom Bundesrat vorgeschlage- 
nen Fassung, der die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat. 

7. Zu § 7 a 

Folgender § 7 a ist einzufügen: 

4 7 a 

Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

Begründung 

Die Einführung des Gesetzes über die Geld- 
und Sachbezüge und die Heilfürsorge der 
Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst leisten, im Saarland entbehrt der 
Grundlage, so lange nicht auch die Wehrge- 
setze, die bisher im Saarland noch nicht gel- 
ten, eingeführt werden. Zum anderen sind in 
dem Gesetzentwurf die besonderen saarländi- 
schen Verhältnisse (französische Währung) 
nicht berücksichtigt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

Zu 1. (5 1 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu 2. (§ 1 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, die Kann- 
bestimmung in eine Mußvorschrift umzu- 
wandeln, wird nicht zugestimmt. Nach An- 
sicht der Bundesregierung ist es nicht gerecht- 
fertigt, in allen Fällen einer stationären Be- 
handlung dem Wehrpflichtigen über den 
Entlassungstag hinaus die Bezüge weiter zu 
gewähren, z. B. dann nicht, wenn der Wehr- 
pflichtige seine Erkrankung vorsätzlich ver- 
ursacht hat. Da es aber wegen der damit ver- 
bundenen Belastung des Gesetzes nicht ange- 
bracht erscheint, alle für eine Ausnahme in 
Betracht kommenden Einzelfälle im Gesetz 
selbst aufzuzählen, ist die Kannfassung er- 
forderlich. 

Zu 3. (§ 1 Abs. 3 Satz 2) 

Verbüßt ein Wehrpflichtiger eine Freiheits- 
strafe in einer Vollzugsanstalt der allgemei- 
nen Strafvollzugsbehörden, so hat er die 
Möglichkeit, für die im Vollzug geleistete 
Arbeit einen Arbeitslohn zu erhalten, der 
ihm zur Hälfte für die Befriedigung erlaub- 
ter persönlicher Bedürfnisse (z. B. Körper- 
pflege, Erfrischungen) als Hausgeld zur Ver- 
fügung steht, zur anderen Hälfte als Rück- 
lage für die Zeit nach der Entlassung gutge- 
schrieben wird. In einem solchen Falle besteht 
daher kein Bedürfnis für eine Weiterzahlung 
des Wehrsolds. 


Ein Wehrpflichtiger, der eine Freiheitsstrafe 
in einer Vollzugsanstalt der Behörden der 
Bundeswehr verbüßt, hat dagegen keine 
Möglichkeit, durch Arbeit einen Arbeitsver- 
dienst zu erzielen. Arrest soll nach § 9 Abs. 2 
Satz 2 des Entwurfs eines Wehrstrafgesetzes 
so vollzogen werden, daß der Soldat, soweit 
möglich, in seiner Ausbildung gefördert 
wird. Auch beim Vollzug anderer Freiheits- 
strafen an Soldaten der Bundeswehr wird die 
Heranziehung zur militärischen Ausbildung 
im Rahmen des Möglichen anzustreben sein. 

Mit Rücksicht auf diesen besonderen Charak- 
ter des Vollzugs einer Freiheitsstrafe in den 
Anstalten der Behörden der Bundeswehr und 
zur Vermeidung einer Schlechterstellung sol- 
cher Wehrpflichtiger gegenüber den im allge- 
meinen Strafvollzug befindlichen Gefangenen 
rechtfertigt sich die in dem Entwurf der 
Bundesregierung vorgesehene Regelung des 
Wehrsolds wie der Bezüge überhaupt. 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zu 4. (5 2 Abs. 2) 

Auch diesem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates kann nicht zugestimmt werden. 

An sich wäre es gerechtfertigt, dem Wehr- 
pflichtigen, der seine Dienstunfähigkeit vor- 
sätzlich verursacht hat, den Anspruch auf die 
Dienstbezüge ebenso zu entziehen, wie dem 
Wehrpflichtigen, der schuldhaft dem Dienst 
fernbleibt (§ 1 Abs. 3 Satz 1). Die Bundes- 
regierung ist jedoch der Meinung, daß dem 
Wehrpflichtigen, der seine Dienstunfähig- 
keit vorsätzlich verursacht hat, neben den 
übrigen Bezügen auch die Hälfte des Wehr- 
solds zu belassen ist, da er sich immer- 
hin noch in der Truppe befindet und dadurch 



gewisse unvermeidbare Ausgaben hat. Er 
dürfte sich aber andererseits durch sein Ver- 
halten so weit aus dem Gemeinschaftsleben 
ausgeschlossen haben, daß ihm die vollen 
Ausgaben, wie sie seine Kameraden haben, 
nicht erwachsen. Die Kürzung des Wehrsolds 
hat keinesfalls Strafcharakter, sondern ist auf 
die geringeren unvermeidlichen Ausgaben 
abgestellt. Strafcharakter könnte dieser Be- 
stimmung auch schon deswegen nicht zukom- 
men, weil auch im Beamten- und Tarifrecht der 
Entzug sogar der gesamten Bezüge bei uner- 
laubtem Fernbleiben vom Dienst unbestrit- 
ten keine Strafmaßnahme ist. Der entspre- 
chenden Bestimmung im vorliegenden Ent- 
wurf (§ 1 Abs. 3 Satz 1) hat der Bundesrat 
auch nicht widersprochen. 


Zu 5. (§ 5 Satz 1) 

Der Empfehlung des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu 6. (§ 6) 

§ 6 ist bereits dem Wortlaut des § 32 des 
Entwurfs eines Bundesbesoldungsgesetzes 
(BT-Drucksache 1993) in der vom Beamten- 
rechtsausschuß des Deutschen Bundestages in 
erster Lesung beschlossenen Fassung angepaßt 
worden. Der Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates dürfte danach als gegenstandlos an- 
zusehen sein. 

Zu 7. (§ 7 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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